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Der Antrag des KlÃ¤gers, ihm fÃ¼r das Berufungsverfahren vor dem SÃ¤chsischen
Landessozialgericht Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt â�¦ aus Z
â�¦ beizuordnen, wird abgelehnt.

GrÃ¼nde:

Der KlÃ¤ger hat mit einem beim SÃ¤chsischen Landessozialgericht (LSG) am
29.04.1999 eingegangenen Schreiben die GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe
nebst Beiordnung eines Rechtsanwalts fÃ¼r das Berufungsverfahren beantragt und
hierzu schriftsÃ¤tzlich vorgetragen.

Dem Antrag liegt die â�� mit Beschluss vom 16.03.1999 zum Ruhen gebrachte â��
Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Dresden (SG) vom
08.07.1998 zu Grunde. Das SG hat den Beklagten unter AbÃ¤nderung des
angefochtenen Bescheides verurteilt, eine "PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung" als weitere
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung und einen GdB von 60 festzustellen. Im Ã�brigen hat
das SG die Klage, die auf Zuerkennung eines hÃ¶heren GdB und zuletzt auch des
Nachteilsausgleichs "G" gerichtet war, abgewiesen. Hinsichtlich des
Nachteilsausgleichs hat das SG die Klage als unzulÃ¤ssig abgewiesen, weil insoweit
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eine unzulÃ¤ssige KlageÃ¤nderung vorliege. Im Ã�brigen hat sich das SG im
Wesentlichen auf die Gutachten der SachverstÃ¤ndigen Dr. G. und Prof. Dr. F.
gestÃ¼tzt. Die Berufung zielt auf Verurteilung des Beklagten zur Feststellung eines
GdB von wenigstens 80 und â�� wiederum zuletzt â�� auf Zuerkennung des
Nachteilsausgleichs "G".

Nach Â§ 73 a Abs.1 Satz 1 SGG in Verbindung mit Â§ 114 der Zivilprozessordnung
(ZPO) kann einem Beteiligten bei ungÃ¼nstigen wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen
Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung
hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint.

Nach dem gegenwÃ¤rtigen Sach- und Streitstand bietet die Rechtsverfolgung keine
hinreichende Aussicht auf Erfolg.

Mit Recht hat das SG die Klage hinsichtlich des Nachteilsausgleichs "G" als
unzulÃ¤ssig abgewiesen. Mit dem streitgegenstÃ¤ndlich gewesenen
Ã�nderungsbescheid vom 06.03.1996 hat der Beklagte die GdB-HÃ¶he in
Anwendung des Â§ 48 SGB X wegen einer "HeilungsbewÃ¤hrung" mit 40
festgestellt. Der Widerspruch vom 01.04.1996 hat allein auf Zuerkennung eines GdB
von 100 gezielt. Allein hierÃ¼ber hat der Beklagte im Weiteren Amtsermittlungen
getroffen und entschieden (Teilabhilfe-Bescheid vom 26.06.1996,
Widerspruchsbescheid vom 23.09.1996 und das Urteil des SG ausfÃ¼hrender
Bescheid vom 26.10.1998). Auch die Klage hat ausweislich des Schreibens vom
16.10.1996 auf die Zuerkennung eines hÃ¶heren GdB gezielt. Den
Nachteilsausgleich hat der KlÃ¤ger erstmals mit beim SG am 29.12.1997
eingegangenen Schreiben und nach Abschluss der Amtsermittlungen geltend
gemacht.

Vorsorglich wird insoweit auch darauf hingewiesen, dass sich die Berufung
ausweislich des vom KlÃ¤ger selbst verfassten, beim LSG am 05.11.1998
eingegangenen Schreibens ebenfalls nicht auf die Zuerkennung von
Nachteilsausgleichen, sondern nur gegen die vom SG erkannte GdB-HÃ¶he
gerichtet hat. Der KlÃ¤gervertreter hat ebenfalls, und zwar mit Schriftsatz vom
20.09.1999, angekÃ¼ndigt, in der mÃ¼ndlichen Verhandlung ausschlieÃ�lich
hinsichtlich der GdB-HÃ¶he einen Antrag stellen zu wollen, und ausgefÃ¼hrt: "Im
Ã�brigen wird das Urteil nicht angefochten". Der Schriftsatz vom 22.02.2000 nimmt
ebenfalls allein zur GdB-HÃ¶he Stellung. Erst mit weiterem Schriftsatz vom
15.05.2000 teilt der KlÃ¤gervertreter mit, dass sich die Berufung auch auf den
Nachteilsausgleich "G" erstrecken soll.

Soweit sich die Berufung gegen die Zuerkennung eines GdB von 60 richtet und
insoweit einen GdB von wenigstens 80 fÃ¼r zutreffend hÃ¤lt, liegen
Erfolgsaussichten ebenfalls nicht vor. Das SG hat die beim KlÃ¤ger vorliegenden
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen ausfÃ¼hrlich und eingehend unter WÃ¼rdigung der
beigezogenen Gutachten sowie der maÃ�geblichen "Anhaltspunkte fÃ¼r die
Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetz" berÃ¼cksichtigt. Weder die vom KlÃ¤ger selbst
verfasste Berufungsschrift noch die weiteren Schreiben und SchriftsÃ¤tze
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rechtfertigen nach dem gegenwÃ¤rtigen Sachstand eine abweichende Beurteilung.
Soweit der KlÃ¤gervertreter in seinem Schriftsatz vom 20.09.1999 auf die
AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. F. hinweist und meint, die
BewegungseinschrÃ¤nkung im Kniegelenk bedinge einen "Einzel-GdB" von 20 und
nicht nur von 10, rechtfertigt dies keine GdB-ErhÃ¶hung (vgl. zur Ermittlung des
"Gesamt-GdB" Anhaltspunkte, Nr. 19 Abs. 4 [S. 35]). Der Vortrag im Schriftsatz vom
22.02.2000 schieÃ�lich fÃ¼hrt Erkrankungen an, deren AusmaÃ� bereits in den
vorliegenden medizinischen Unterlagen, insbesondere in den vom SG eingeholten
Befundberichten und Gutachten, umfassend gewÃ¼rdigt ist.

Dem Antrag kann deshalb nicht entsprochen werden.

Dieser Beschluss ist nicht anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 15.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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